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Das Jahr 2016 war durch die Maßnahmen zur Umsetzung der ersten beiden Stufen der im
Vorjahr beschlossenen1 Reform der Gerichtsbarkeit der Europäischen Union geprägt. Was
die erste Stufe der Reform, die Erhöhung der Zahl der Mitglieder des Gerichts (EuG) auf
40,  angeht,  konnte  die  Besetzung der  zwölf  zusätzlichen  Richterstellen  beim EuG im
Berichtszeitraum fast abgeschlossen werden. Zwischen März und September 2016 ernann-
ten die Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten elf zusätzliche Richter beim EuG.2

Seit dem 1. September 2016 ist auch die zweite Stufe der Reform in Kraft, wonach das
EuG  aus  47  Mitgliedern  besteht.  Von  den  zusätzlichen  sieben  Richterstellen  wurden
bereits im September 2016 fünf Stellen besetzt.3 Weiteres Element der zweiten Stufe der
Reform war die Auflösung des – mit sieben Richterstellen ausgestatteten4 – Gerichts für
den öffentlichen Dienst der Europäischen Union (GöD) und die Übertragung der Zustän-
digkeit für die Entscheidung im ersten Rechtszug über die Rechtsstreitigkeiten zwischen
der  Europäischen  Union  und ihren  Bediensteten  auf  das  EuG.  Diese  Bestandteile  der
Reform wurden am 6.  Juli  2016 mit  Wirkung vom 1. September 2016 umgesetzt.5 Im
Hinblick auf die Übertragung der Zuständigkeit für dienstrechtliche Rechtsstreitigkeiten
auf das EuG waren Anpassungen der Verfahrensordnung und der Praktischen Durchfüh-
rungsbestimmungen zur Verfahrensordnung des EuG erforderlich, die das Gericht am 13.
Juli 2016 vornahm und die am 1. September 2016 in Kraft traten.6 Um der erhöhten Zahl
von Richtern des EuG zu entsprechen, hat dieses, ebenfalls mit Wirkung vom 1. Septem-
ber 2016, seine interne Struktur angepasst und sich für ein Modell mit neun Kammern
entschieden, die mit fünf Richtern besetzt sind. Diese Kammern können jeweils in zwei
Spruchkörpern mit drei Richtern unter dem Vorsitz des Präsidenten der Kammer mit fünf
Richtern tagen.7

1 Vgl.  Siegfried  Magiera/Matthias  Niedobitek:  Gerichtshof,  in:  Werner  Weidenfeld/Wolfgang  Wessels
(Hrsg.): Jahrbuch der Europäischen Integration 2016, Baden-Baden 2016, S. 111.

2 Beschluss (EU, Euratom) 2016/484 der Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten vom 23. März 2016
zur Ernennung von Richtern beim Gericht, in: Amtsblatt der EU, Nr. L 87, 2. April 2016, S. 31; Beschluss
(EU, Euratom) 2016/846 der Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten vom 24. Mai 2016 zur Ernen -
nung von Richtern beim Gericht, in: Amtsblatt der EU, Nr. L 141, 28. Mai 2016, S. 31; Beschluss (EU,
Euratom) 2016/1654 der Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten vom 7. September 2016 zur Er-
nennung von Richtern beim Gericht, in: Amtsblatt der EU, Nr. L 247, 15. September 2016, S. 13.

3 Beschluss (EU, Euratom) 2016/1654 der Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten vom 7. September
2016 zur Ernennung von Richtern beim Gericht, in: Amtsblatt der EU, Nr. L 247, 15. September 2016,
S. 13.

4 Zum Zusammenhang mit der Erhöhung der Richterstellen des EuG um weitere sieben vgl. den Jahres-
bericht 2016 des Gerichtshofs der Europäischen Union, Teil „Rechtsprechungstätigkeit“, S. 12.

5 Verordnung (EU, Euratom) 2016/1192 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Juli 2016, in:
Amtsblatt der EU, Nr. L 200, 26. Juli 2016, S. 137.

6 Amtsblatt der EU, Nr. L 217, 12. August 2016, S. 73 beziehungsweise S. 78.
7 Vgl. Gericht der Europäischen Union: Pressemitteilung Nr. 35/16, 4. April 2016.
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Der  Gerichtshof  der  Europäischen  Union  aktualisierte  im Berichtszeitraum drei  für
seine Arbeit zum Teil grundlegende Rechtsakte. Zunächst erließ er einen neuen Beschluss
über den Zugang der  Öffentlichkeit  zu Dokumenten, die vom Gerichtshof der  Europä-
ischen  Union  in  Wahrnehmung  seiner  Verwaltungsaufgaben  verwahrt  werden,8 ferner
novellierte er den Verhaltenskodex für seine gegenwärtigen und ehemaligen Mitglieder,9

schließlich  erneuerte  er  seine  Empfehlungen an  die  nationalen  Gerichte  bezüglich  der
Vorlage  von Vorabentscheidungsersuchen.10 Die  Besetzung der  im Jahr  2015 vakanten
Stellen von Generalanwälten des Gerichtshofs (EuGH) konnte in jenem Jahr nicht voll-
ständig abgeschlossen werden.11 Dies gelang im Jahr 2016. Am 7. September 2016 ernann-
ten die Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten den nach dem Rotationsprinzip von
Bulgarien benannten Evgeni Tanchev bis zum 6. Oktober 2021 zum Generalanwalt beim
EuGH.12

Eine Reihe von ineinander greifenden Rechtsakten der Unionsgerichte diente im Jahr
2016 der  Umsetzung von Art.  105 der  EuG-Verfahrensordnung (VerfO) betreffend die
Behandlung  von  sicherheitsrelevanten  Informationen.  Abweichend  vom Grundsatz  des
kontradiktorischen Verfahrens, wonach das EuG nur solche Informationen berücksichtigt,
die den Parteien in vollem Umfang bekannt gegeben wurden und zu denen sie Stellung
nehmen konnten, kann eine Hauptpartei nach Art. 105 VerfO unter engen Voraussetzungen
die vertrauliche Behandlung bestimmter Auskünfte oder Unterlagen beantragen, sofern sie
geltend macht, dass deren Bekanntgabe die Sicherheit der Union oder eines oder mehrerer
ihrer  Mitgliedstaaten  oder  die  Gestaltung  ihrer  internationalen  Beziehungen  verletzen
würde. Am 13. Juli 2016 änderte das EuG seine Verfahrensordnung, um sicherzustellen,
dass die von ihm als vertraulich eingestuften Auskünfte oder Unterlagen dem EuGH zur
Verfügung gestellt werden können, falls ein Rechtsmittel gegen die Entscheidung des EuG
eingelegt wird.13 Entsprechend ergänzte auch der EuGH seine Verfahrensordnung am 19.
Juli 2016, um eine angemessene Behandlung der vertraulichen Auskünfte oder Unterlagen
zu  gewährleisten.14 Ferner  beschlossen  beide  Gerichte  –  das  EuG  am 14.  September
2016,15 der EuGH am 20. September 201616 – Sicherheitsvorschriften für vertraulich zu
behandelnde Auskünfte oder Unterlagen. Solche Auskünfte oder Unterlagen werden als
FIDUCIA-Informationen bezeichnet und sind entsprechend zu kennzeichnen. Die in ihren
wesentlichen Elementen identischen Beschlüsse des EuG und des EuGH enthalten unter
anderem  Bestimmungen  zum  personellen  und  zum  physischen  Geheimnisschutz,  zur
Verwaltung von FIDUCIA-Informationen oder zur Frage der digitalen Verarbeitung von
solchen Informationen. Was insbesondere den personellen Geheimnisschutz angeht, kann
Zugang  zu  FIDUCIA-Informationen  nur  Personen  gewährt  werden,  die  Kenntnis  von

8 Beschluss vom 11. Oktober 2016, in: Amtsblatt der EU, Nr. C 445, 30. November 2016, S. 3.
9 Amtsblatt der EU, Nr. C 483, 23. Dezember 2016, S. 1.
10 Amtsblatt der EU, Nr. C 439, 25. November 2016, S. 1.
11 Vgl.  Siegfried  Magiera/Matthias  Niedobitek:  Gerichtshof,  in:  Werner  Weidenfeld/Wolfgang  Wessels

(Hrsg.): Jahrbuch der Europäischen Integration 2016, Baden-Baden 2016, S. 112.
12 Beschluss (EU, Euratom) 2016/1656 der Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten vom 7. September

2016 zur Ernennung eines Generalanwalts beim Gerichtshof, in: Amtsblatt der EU, Nr. L 247, 15. Septem-
ber 2016, S. 17.

13 Amtsblatt der EU, Nr. L 217, 12. August 2016, S. 72.
14 Amtsblatt der EU, Nr. L 217, 12. August 2016, S. 69.
15 Beschluss (EU) 2016/2387 des Gerichts vom 14. September 2016, in: Amtsblatt der EU, Nr. L 355, 24.

Dezember 2016, S. 18.
16 Beschluss (EU) 2016/2386 des Gerichtshofs vom 20. September 2016, in: Amtsblatt der EU, Nr. L 355,

24. Dezember 2016, S. 5.
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solchen Informationen haben müssen. Die Richter  des  EuG sowie die Richter  und die
Generalanwälte  des  EuGH gelten  gemäß  den  insoweit  gleichlautenden  Artikeln  7  der
Beschlüsse als zum Zugang zu FIDUCIA-Informationen ermächtigt.

Am 20.  September  2016  wurden  Marc  Jaeger  zum Präsidenten  und  Marc  van  der
Woude zum Vizepräsidenten des EuG gewählt, jeweils bis zum 31. August 2019.17 Das
Mandat von Emmanuel Coulon, seit dem 6. Oktober 2005 Kanzler des EuG, wurde am 16.
November 2016 für die Zeit vom 6. Oktober 2017 bis zum 5. Oktober 2023 verlängert.18

Die  nachfolgend  dargestellten  statistischen  Daten  zur  Rechtsprechung  der  Unions-
gerichte, über die in jedem Jahrbuch berichtet wird, beruhen auf den Jahresberichten des
Gerichtshofs der Europäischen Union.19 Bis zum Berichtsjahr 2014 handelte es sich dabei
um einen einheitlichen, auf die Rechtsprechungstätigkeit konzentrierten Bericht. Mit dem
Berichtsjahr  2015 wurde die Darstellung des  Jahresberichts  geändert.  Seitdem umfasst
dieser einen Bericht über die Rechtsprechungstätigkeit und den in der Haushaltsordnung
vorgesehenen Verwaltungsbericht  („Tätigkeitsbericht“ gemäß Art.  66 Abs. 9 Haushalts-
ordnung), der bislang nicht publiziert wurde. Darüber hinaus veröffentlicht der Gerichts-
hof  der  Europäischen  Union  einen  „Jahresüberblick“,  der  eine  Zusammenfassung  des
Jahresberichts darstellt.

Die Zahl der beim EuGH im Jahr 2016 anhängig gemachten Rechtssachen lag mit 692
nur wenig unter der Rekordzahl des Vorjahres (2015: 713).  Auch die Zahl der Vorab-
entscheidungsersuchen stieg gegenüber dem Vorjahr weiter an – von 436 auf 470 – und
markierte damit die höchste Zahl in der Geschichte des Gerichtshofs. Ihr Anteil an den
neuen Rechtssachen betrug mehr als zwei Drittel (knapp 68 Prozent) der insgesamt anhän-
gig gemachten Rechtssachen. Dagegen lag die Zahl der Klagen mit 35 „auf historisch
niedrigem Niveau“20 (2015: 48), ebenso wie ihr Anteil an den neu anhängig gemachten
Rechtssachen: 5,0 Prozent gegenüber 6,7 Prozent (2015). Die Zahl der Rechtsmittel, die
im Vorjahr stark angestiegen war (von 111 auf 206), ging im Jahr 2016 wieder deutlich
zurück (auf 168). Entsprechend sank ihr Anteil an den im Jahr 2016 neu anhängig gemach-
ten Rechtssachen von knapp 29 Prozent (2015) auf 24,2 Prozent. Was die Anzahl der erle-
digten Rechtssachen angeht, lag der EuGH mit 704 wieder auf dem Niveau der Rekord-
marke des Jahres 2014 und deutlich über der Zahl des Vorjahres (2015: 616). Daher ging
die Zahl der zum Jahresende anhängigen Rechtssachen leicht zurück – von 884 auf 872.
Die Verfahrensdauer bei  den Vorabentscheidungsersuchen ging gegenüber dem Vorjahr
wieder leicht zurück – von 15,3 Monaten auf 15,0 Monate – und erreichte damit den Best-
wert des Jahres 2014. Bei den Klagen war im Vergleich zum Vorjahr wieder eine deutliche
Verlängerung der Verfahrensdauer zu verzeichnen – von 17,6 Monaten auf 19,3 Monate.
Demgegenüber sank die Verfahrensdauer der Rechtsmittel gegenüber dem Vorjahr erneut –
von 14,0 Monaten auf 12,9 Monate – und erreichte den niedrigsten Wert der letzten Jahre.

17 Vgl. Amtsblatt der EU, Nr. C 392, 24. Oktober 2016, S. 2.
18 Amtsblatt der EU, Nr. C 6, 9. Januar 2017, S. 2.
19 Die hier wiedergegebenen Informationen und statistischen Daten beruhen auf den Jahresberichten des

Gerichtshofs der Europäischen Union, Teil „Rechtsprechungstätigkeit“, für die Jahre 2015 und 2016 so-
wie gegebenenfalls für frühere Jahre (zugänglich auf der Website des Gerichtshofs: curia.europa.eu). Die
angegebenen Zahlen sind Bruttozahlen, das heißt, sie stehen für die Gesamtzahl von Rechtssachen unab -
hängig von Verbindungen wegen Sachzusammenhangs.

20 Vgl. den Jahresbericht 2016 des Gerichtshofs der Europäischen Union, Teil „Rechtsprechungstätigkeit“,
S. 85.
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Das EuG vermeldet  bei  den neu anhängig gemachten Rechtssachen gegenüber  dem
Vorjahr eine Zunahme um 17 Prozent – von 831 auf 974 Rechtssachen, eine Steigerung,
die in erster Linie auf die Übertragung der Zuständigkeit für die erstinstanzliche Entschei-
dung dienstrechtlicher Streitigkeiten zurückzuführen ist. Die Zahl der erledigten Rechts-
sachen ging gegenüber dem Vorjahr deutlich zurück – von 987 auf 755,21 sodass die Zahl
der zum Jahresende beim EuG anhängigen Rechtssachen spürbar anstieg – von 1.267 auf
1.486. Die durchschnittliche Verfahrensdauer ging gegenüber dem Vorjahr erneut um rund
10 Prozent zurück – von 20,6 Monaten auf 18,7 Monate.

Die Rechtsprechungsstatistik des GöD für das Jahr 2016 steht im Zeichen seiner Auf-
lösung zum 1. September 2016. Bis zu diesem Zeitpunkt hatte das GöD 169 Rechtssachen
erledigt, mehr als im gesamten Vorjahr. Die 139 zum 31. August 2016 noch beim GöD
anhängigen wurden auf das EuG übertragen.22

Grundfreiheiten

In  der  Rechtssache  C-148/1523 stand  die  deutsche  Regelung  einheitlicher  Apotheken-
abgabepreise für verschreibungspflichtige Arzneimittel auf dem Prüfstand. Diese Regelung
gilt auch für Apotheken mit Sitz in anderen Mitgliedstaaten, insbesondere für Versand-
apotheken wie die niederländische Apotheke DocMorris. In dem der Rechtssache zugrun-
de liegenden Ausgangsverfahren hatte die Deutsche Parkinson Vereinigung (DPV), eine
Selbsthilfeorganisation von Parkinson-Patienten, mit DocMorris eine Vereinbarung getrof-
fen,  wonach für  seine Mitglieder  ein Bonus-System gelten sollte,  wenn sie Parkinson-
Medikamente von DocMorris beziehen. Hierin sah die Zentrale zur Bekämpfung unlaute-
ren  Wettbewerbs  einen  Verstoß  gegen  die  deutsche  Preisbindungsregelung und  klagte
gegen die DPV vor dem Landgericht Düsseldorf, welches der Unterlassungsklage stattgab.
Das im Berufungsverfahren befasste Oberlandesgericht Düsseldorf fragte den EuGH nach
der  Vereinbarkeit  dieser  Regelung  mit  der  Warenverkehrsfreiheit.  Der  EuGH  stellte
zunächst  fest,  dass  die deutsche Preisbindung für  verschreibungspflichtige Arzneimittel
gemäß Art. 34 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) eine
Beschränkung  des  freien  Warenverkehrs  darstellt,  da  sie  Apotheken,  die  in  anderen
Mitgliedstaaten niedergelassen sind, insbesondere Versandapotheken, stärker berührt als
inländische Apotheken. Während diese ihren Patienten nämlich aufgrund ihrer Präsenz vor
Ort ein breites Leistungsspektrum wie individuelle Beratung oder eine Notfallversorgung
mit Arzneimitteln anbieten können, stellt für jene der – durch die deutsche Regelung unter-
bundene – Preiswettbewerb einen zentralen Wettbewerbsfaktor dar. Eine solche Beschrän-
kung der Warenverkehrsfreiheit könnte jedoch gemäß Art. 36 AEUV mit dem Schutz der
Gesundheit und des Lebens von Menschen gerechtfertigt werden. Deutschland berief sich
darauf, die Regelung solle eine sichere und qualitativ hochwertige Arzneimittelversorgung
der  deutschen  Bevölkerung  gewährleisten.  Ein  ruinöser  Preiswettbewerb  könne  zum
Verschwinden der traditionellen Apotheken insbesondere in ländlichen oder dünn besiedel-
ten  Gebieten  führen.  Der  EuGH  hielt  dieses  Vorbringen  für  zu  allgemein  und  nicht
substantiiert. Deutschland hatte weder für den behaupteten Preiswettbewerb noch für das

21 Zu den Gründen vgl. den Jahresbericht 2016 des Gerichtshofs der Europäischen Union, Teil „Rechtspre-
chungstätigkeit“, S. 130 (zugänglich auf der Website des Gerichtshofs: curia.europa.eu).

22 Eine Auflistung der auf das EuG übertragenen Rechtssachen findet sich im Amtsblatt der EU, Nr. C 364,
3. Oktober 2016, S. 2.

23 EuGH: Urteil vom 19. Oktober 2016, ECLI:EU:C:2016:776, Deutsche Parkinson Vereinigung e. V./Zen-
trale zur Bekämpfung unlauteren Wettbewerbs.
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Verschwinden der  traditionellen Apotheken als  möglichen Folgen einer  Aufhebung der
Preisbindung Belege vorgelegt. Vielmehr sah der EuGH sogar Anhaltspunkte dafür, dass
ein Preiswettbewerb auf dem Gebiet  verschreibungspflichtiger Arzneimittel  die  Nieder-
lassung von Apotheken in ländlichen oder dünn besiedelten Gebieten begünstigen könnte,
da dort höhere Preise verlangt werden könnten. Daher hielt der EuGH die deutsche Preis-
bindungsregelung nicht für geeignet, das Ziel des Schutzes der Gesundheit und des Lebens
von Menschen im Sinne von Art. 36 AEUV zu erreichen. Somit verstößt die Festlegung
einheitlicher Apothekenabgabepreise für verschreibungspflichtige Arzneimittel gegen die
Warenverkehrsfreiheit.

In dem Ausgangsverfahren in der Rechtssache C-187/15,24 einem Vorabentscheidungs-
ersuchen des Verwaltungsgerichts Düsseldorf, war der Kläger nach langen Dienstjahren als
beamteter Lehrer im Dienst des Landes Nordrhein-Westfalen aus dem Beamtenverhältnis
ausgeschieden, um eine Tätigkeit als Lehrer in Österreich aufzunehmen. Dies hatte nach
nordrhein-westfälischem Recht den Verlust der Ruhegehaltsansprüche zur Folge. Jedoch
wurde  der  Kläger  für  den  Zeitraum  seiner  bisherigen  Dienstzeit  in  der  gesetzlichen
Rentenversicherung nachversichert, das heißt, er wurde so gestellt, als habe er während
seines Beamtendaseins in die gesetzliche Rentenversicherung eingezahlt. Allerdings liegen
die Rentenansprüche, die im Wege der Nachversicherung zu erreichen sind, beträchtlich
unter den Ruhegehaltsanwartschaften, die dem Kläger durch die Aufgabe des Beamten-
status verloren gingen. Unter diesen Umständen fragte das vorlegende Gericht den EuGH
nach der Vereinbarkeit der nordrhein-westfälischen Regelung mit Art. 45 AEUV betref-
fend die Freizügigkeit der Arbeitnehmer. Zunächst stellte der EuGH eine Beschränkung
der Arbeitnehmerfreizügigkeit durch die fragliche Regelung fest, da sie geeignet ist, einen
Beamten davon abzuhalten, den Herkunftsmitgliedstaat zur Aufnahme einer Beschäftigung
in einem anderen Mitgliedstaat zu verlassen. Eine solche Regelung kann allerdings durch
zwingende  Gründe  des  Allgemeininteresses  gerechtfertigt  sein.  Das  Land  Nordrhein-
Westfalen berief sich auf die Funktionsfähigkeit der öffentlichen Verwaltung, die durch die
fragliche Regelung geschützt werden solle. Der EuGH ließ offen, ob es sich hierbei um
einen  zwingenden  Grund  des  Allgemeininteresses  handelt,  überprüfte  vielmehr  die
Verhältnismäßigkeit der Regelung. Dabei unterschied er zwischen der Funktionsfähigkeit
der öffentlichen Verwaltung des Landes Nordrhein-Westfalen und der Funktionsfähigkeit
der öffentlichen Verwaltung in Deutschland allgemein. Was den ersten Punkt betrifft, hielt
er die Regelung nicht für kohärent, das heißt, nicht für geeignet, die Funktionsfähigkeit der
öffentlichen Verwaltung des Landes Nordrhein-Westfalen zu schützen, da der Wechsel in
den Dienst eines anderen Bundeslandes oder des Bundes ohne Verlust der Ruhegehalts-
ansprüche möglich war,  so dass  die nordrhein-westfälischen Beamten nicht  unter  allen
Umständen davon abgehalten wurden, aus der öffentlichen Verwaltung des Landes aus-
zuscheiden.  Was  den  Schutz  der  Funktionsfähigkeit  der  öffentlichen  Verwaltung  in
Deutschland allgemein angeht, ging die fragliche Regelung über das erforderliche Maß
hinaus, da weniger beschränkende Regelungen vorstellbar waren. Insoweit wies der EuGH
darauf  hin,  dass  in  manchen Ländern  bei  Verlust  des  Beamtenstatus  die  Beamtenver-
sorgungsansprüche erhalten bleiben. Im Ergebnis kann der Kläger für den betreffenden
Zeitraum Ruhegehalts- beziehungsweise Altersrentenansprüche verlangen, die jenen von
Beamten vergleichbar sind.

24 EuGH: Urteil vom 13. Juli 2016, ECLI:EU:C:2016:550, Joachim Pöpperl/Land Nordrhein-Westfalen.
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Im  Anschluss  an  das  Urteil  des  EuGH  vom  14.  Oktober  2008  in  der  Rechtssache
C-353/0625 hatte der deutsche Gesetzgeber Art. 48 des Einführungsgesetzes zum Bürger-
lichen Gesetzbuch (EGBGB) neu gefasst. Seitdem kann eine Person, deren Name deut-
schem Recht unterliegt, den während eines gewöhnlichen Aufenthalts in einem anderen
Mitgliedstaat der Union erworbenen Namen wählen, sofern dies nicht mit wesentlichen
Grundsätzen  des  deutschen  Rechts  offensichtlich  unvereinbar  ist.  In  der  genannten
Rechtssache und in weiteren das Namensrecht betreffenden Fällen lag dem Erwerb des
Namens  in  einem anderen  Mitgliedstaat  der  Union  ein  familienrechtlicher  Tatbestand
zugrunde (etwa Geburt eines Kindes, Adoption). Demgegenüber betraf die Rechtssache
C-438/1426 einen  Fall  des  gewillkürten  Namenserwerbs.  Der  Kläger  des  Ausgangsver-
fahrens, der während seines Aufenthalts im Vereinigten Königreich zusätzlich zur deut-
schen die britische Staatsangehörigkeit  erwarb, hatte im Vereinigten Königreich gemäß
britischem Recht seinen Namen „Nabiel Peter Bogendorff von Wolffersdorff“ in „Peter
Mark  Emanuel  Graf  von  Wolffersdorff  Freiherr  von  Bogendorff“  geändert.  Der  neue
Name enthielt somit verschiedene Adelsbestandteile, die allein auf der Namenswahl und
nicht einem familienrechtlichen Tatbestand beruhten. Das Standesamt Karlsruhe lehnte es
ab,  den  geänderten  Namen  in  das  Personenstandsregister  einzutragen,  da  dieser  mit
wesentlichen Grundsätzen des deutschen Rechts im Sinne von Art. 48 EGBGB unverein-
bar sei. Es wies darauf hin, dass nach deutschem Recht, wie es sich auch heute noch aus
Art.  109  Abs.  3  der  Weimarer  Reichsverfassung  (WRV)  ergebe,  öffentlich-rechtliche
Vorrechte oder Nachteile der Geburt oder des Standes aufzuheben seien. Adelsbezeichnun-
gen gälten nur als Teil des Namens und dürften nicht mehr verliehen werden. Demgegen-
über erwecke der gewählte Name des Klägers den Anschein adliger Herkunft, was auf die
Schaffung eines neuen Adelstitels hinauslaufe. Der EuGH bestätigte zunächst seine frühere
Rechtsprechung,  wonach  eine  in  den  beteiligten  Mitgliedstaaten  bestehende  Namens-
verschiedenheit  Zweifel  an  der  Identität  der  eigenen  Person  begründen  kann.  Somit
begründet die Weigerung des Standesamts Karlsruhe, den geänderten Namen in das Perso-
nenstandsregister einzutragen, eine Beschränkung der durch Art. 21 AEUV verliehenen
Freiheit, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten. Diese
Weigerung kann jedoch gerechtfertigt sein. Insoweit prüfte der EuGH verschiedene vom
vorlegenden Gericht in Betracht gezogene Gründe. Weder die Grundsätze der Unveränder-
lichkeit und Kontinuität des Namens noch die Freiwilligkeit der Namensänderung und die
Länge des gewählten Namens hielt der EuGH für sich genommen für geeignet, die Weige-
rung des Standesamts Karlsruhe zu rechtfertigen. Anders beurteilte er den Grundsatz der
Gleichheit der deutschen Staatsbürger und insbesondere die Entscheidung der deutschen
Rechtsordnung,  Adelsbezeichnungen  als  solche  zu  verbieten,  welche  das  Verbot
einschließt, den Anschein einer adligen Herkunft neu zu schaffen. Insoweit ordnete der
EuGH Art. 109 Abs. 3 WRV als Teil der nationalen Identität Deutschlands im Sinne von
Art. 4 Abs. 2 des Vertrags über die Europäische Union (EUV) ein. Die Entscheidung über
das Vorliegen einer Rechtfertigung übertrug der EuGH dem vorlegenden Gericht, das alle
rechtlichen und tatsächlichen Aspekte abzuwägen habe, nämlich auf der einen Seite den

25 Vgl.  Siegfried  Magiera/Matthias  Niedobitek:  Gerichtshof,  in:  Werner  Weidenfeld/Wolfgang  Wessels
(Hrsg.): Jahrbuch der Europäischen Integration 2009, Baden-Baden 2010, S. 85-86.

26 EuGH: Urteil vom 2. Juni 2016, ECLI:EU:C:2016:401, Nabiel Peter Bogendorff von Wolfferdorff/Stadt
Karlsruhe.
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Umstand, dass der Kläger sein Freizügigkeitsrecht tatsächlich ausgeübt habe und dass der
geänderte Name formell  weder in Deutschland noch im Vereinigten Königreich Adels-
bezeichnungen enthalte, und auf der anderen Seite den Umstand, dass die Namensände-
rung aus rein persönlichen Gründen ohne Vorliegen eines familienrechtlichen Tatbestands
erfolgt sei.

In  den Niederlanden werden Fahrpreisvergünstigungen für öffentliche Verkehrsmittel
nur Studierenden mit niederländischer Staatsangehörigkeit sowie bestimmten Gruppen von
Studierenden ausländischer  Staatsangehörigkeit  als  Bestandteil  der  staatlichen Studien-
finanzierung eingeräumt, grundsätzlich nicht jedoch Studierenden anderer Mitgliedstaaten,
insbesondere also auch nicht solchen, die am Erasmus-Programm der Union teilnehmen.
Die Kommission sah hierin eine unzulässige Diskriminierung der Studierenden aus ande-
ren  Mitgliedstaaten,  auch  soweit  diese  nur  ein  Teilstudium im Rahmen des  Erasmus-
Programms an einer niederländischen Universität absolvieren, und erhob in der Rechts-
sache C-233/1427 eine Vertragsverletzungsklage gegen die Niederlande. Dabei bezog sich
die Kommission vor allem auf das Urteil des EuGH in der Rechtssache C-75/1128, mit dem
dieser Österreich wegen eines Verstoßes gegen die Bestimmungen über die Unionsbürger-
schaft  verurteilt  hatte,  weil  Österreich  Fahrpreisvergünstigungen  solchen  Studierenden
vorbehalten  hatte,  deren  Eltern  österreichische  Familienbeihilfen  bezogen.  Der  EuGH
bestätigte  in  seinem  Urteil  zunächst  die  Anwendbarkeit  der  Bestimmungen  über  die
Unionsbürgerschaft,  insbesondere  der  Richtlinie  2004/38.29 Aus  Art.  24  Abs.  2  dieser
Richtlinie ergibt sich, dass der Aufnahmemitgliedstaat nicht verpflichtet ist, Studierenden
anderer Mitgliedstaaten, die kein Recht auf Daueraufenthalt gemäß Art. 15 der Richtlinie
erworben haben, Studienbeihilfen „in Form eines Stipendiums oder Studiendarlehens“ zu
gewähren.  Da  die  Fahrpreisvergünstigung  als  Teil  der  niederländischen  Regelung  der
Studienfinanzierung davon abhängt, dass die begünstigten Studierenden einen Anspruch
auf Studienfinanzierung haben, ordnete der EuGH die niederländischen Fahrpreisvergüns-
tigungen als Vergünstigungen ein, die „in Form eines Stipendiums oder Studiendarlehens“
im Sinne von Art. 24 Abs. 2 der Richtlinie 2004/38 gewährt werden. Keine Rolle spielt es
dabei,  dass die Fahrpreisvergünstigung nicht in bar,  sondern als Sachleistung, in Form
eines Fahrausweises, gewährt wird. Somit konnten sich die Niederlande, anders als Öster-
reich in der Rechtssache C-75/11, auf den Ausnahmetatbestand des Art. 24 Abs. 2 der
Richtlinie 2004/38 berufen, weshalb der EuGH die Klage der Kommission abwies. 

Kartellrecht

Die in Art.  101 und 102 AEUV enthaltenen Wettbewerbsvorschriften für Unternehmen
werden durch die Verordnung (EG) Nr. 1/200330 durchgeführt. Die Verordnung errichtet
ein System paralleler Zuständigkeiten, in dem sowohl die Kommission als auch die natio-
nalen Wettbewerbsbehörden für die Verfolgung von Verstößen gegen Art. 101 und 102
AEUV zuständig sind. Alle Wettbewerbsbehörden sind im „Europäischen Wettbewerbs-

27 EuGH: Urteil vom 2. Juni 2016, ECLI:EU:C:2016:396, Kommission/Niederlande.
28 EuGH: Urteil vom 4. Oktober 2012, ECLI:EU:C:2012:605, Kommission/Österreich.
29 Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über das Recht

der Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewe-
gen und aufzuhalten […], berichtigte Fassung, in: Amtsblatt der EU, Nr. L 229, 29. Juni 2004, S. 35.

30 Verordnung (EG) Nr. 1/2003 des Rates vom 16. Dezember 2002 zur Durchführung der in den Artikeln 81
und 82 des Vertrags niedergelegten Wettbewerbsregeln, in: Amtsblatt der EU, Nr. L 1, 4. Januar 2003,
S. 1.
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netz“ (ECN),  einem Diskussions- und Kooperationsforum für die Anwendung des EU-
Wettbewerbsrechts, zusammengeschlossen. Im Rahmen des ECN wurde ein Kronzeugen-
modell beschlossen, das gemeinsame Regeln für die Behandlung von Anträgen auf Kron-
zeugenbehandlung formuliert. Kern jeder Kronzeugenregelung ist der Erlass der Geldbuße
für dasjenige Unternehmen, das als erstes Beweismittel für ein bestehendes Kartell,  an
dem  es  beteiligt  ist,  vorlegt.  In  der  Rechtssache  C-428/1431 ging  es  sowohl  um  die
Verbindlichkeit  des  ECN-Kronzeugenmodells  für  die  Mitgliedstaaten  als  auch  um das
wechselseitige  Verhältnis  der  Kronzeugenregelungen  auf  europäischer  und  nationaler
Ebene. In dem dem Vorabentscheidungsersuchen zugrunde liegenden Verfahren hatte DHL
eine von der italienischen Wettbewerbsbehörde AGCM verhängte Geldbuße angegriffen,
weil es der Meinung war, dass es als erstes Informationen zu dem von der AGCM be-
anstandeten  Kartell  vorgelegt  habe.  Tatsächlich  hatte  DHL als  erstes  einen  Erlass  der
Geldbuße bei der Kommission für alle Aspekte des Kartells, also für den See-, Luft- und
Straßenfrachtverkehr beantragt. Nachdem die Kommission jedoch beschlossen hatte, nur
den den Luftverkehr betreffenden Teil des Kartells zu verfolgen, hatte DHL bei der italie-
nischen Wettbewerbsbehörde AGCM ebenfalls einen Antrag auf Kronzeugenbehandlung
gestellt. Allerdings ging die AGCM davon aus, dass bei ihr hinsichtlich des den Straßen-
frachtverkehr betreffenden Teils des Kartells ein anderer Teilnehmer des Kartells früher
einen  Antrag  auf  Erlass  der  Geldbuße  gestellt  habe.  Das  vorlegenden  Gericht  wollte
deshalb  wissen,  ob  die  AGCM  verpflichtet  gewesen  war,  bei  ihrer  Entscheidung  zu
berücksichtigen, dass DHL das Kartell  als erstes umfassend, also auch hinsichtlich des
Straßenfrachtverkehrs,  bei  der  Kommission  angezeigt  hatte.  Der  EuGH verneinte  eine
solche  Pflicht.  Zunächst  entfaltet  das  ECN-Kronzeugenmodell  für  die  Mitgliedstaaten
keine Bindungswirkung, da das ECN nicht befugt ist, verbindliche Regelungen zu erlas-
sen. Des Weiteren besteht zwischen der Anzeige eines Kartells bei der Kommission und
bei  einer  oder  mehreren  nationalen  Wettbewerbsbehörden  kein  rechtlicher  Zusammen-
hang.  Jede  Kronzeugenregelung  ist,  wie  es  einem  System  paralleler  Zuständigkeiten
entspricht, eigenständig. Es ist daher Sache der an einem Kartell beteiligten Unternehmen,
Anträge auf Kronzeugenbehandlung gleichzeitig bei allen in Betracht kommenden Wett-
bewerbsbehörden zu stellen. 

Staatliche Beihilfen

In  der  Rechtssache  C-446/14  P32 war  der  EuGH  mit  der  Anwendung  der  Beihilfe-
bestimmungen  des  AEU-Vertrags  auf  den  bundesländerübergreifenden  „Zweckverband
Tierkörperbeseitigung“ befasst. Der Zweckverband finanzierte sich seit seiner Gründung
im Jahr 1979 nicht nur aus Gebühren und privatrechtlichen Entgelten, sondern auch durch
eine Umlage seiner Mitglieder zum Ausgleich der anderweitig nicht gedeckten Ausgaben.
In ihrem an Deutschland gerichteten Beschluss vom 25. April 201233 stellte die Kommis-
sion fest, dass die seit dem 1. Januar 1979 gewährten Umlagezahlungen staatliche Bei-
hilfen darstellten und mit dem Binnenmarkt unvereinbar seien. Für die seit dem 26. Mai
1998 gezahlten Umlagen ordnete sie zudem die Rückforderung an, da insoweit die zehn-
jährige  Rückforderungsfrist  noch  nicht  abgelaufen  war.34 Gegen  den  Beschluss  hatte

31 EuGH: Urteil vom 20. Januar 2016, ECLI:EU:C:2016:27, DHL Express (Italy) und DHL Global Forwar-
ding (Italy)/Autorità Garante della Concorrenza e del Mercato.

32 EuGH: Urteil vom 18. Februar 2016, ECLI:EU:C:2016:97, Deutschland/Kommission.
33 Kommission: Beschluss 2012/485/EU, in: Amtsblatt der EU, Nr. L 236, 1. September 2012, S. 1.
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Deutschland vor dem EuG35 Klage erhoben, das die Klage jedoch abwies. Dagegen richte-
te sich das von Deutschland eingelegte Rechtsmittel. Dabei ging es im Kern um die Frage,
ob der Zweckverband durch die Umlage einen wirtschaftlichen Vorteil erlangt hatte, den er
unter  normalen  Marktbedingungen  nicht  erhalten  hätte,  ob  also  eine  „Begünstigung“
gemäß  Art.  107  Abs.  1  AEUV gegeben war.  Deutschland  war  der  Meinung,  dass  die
Voraussetzungen der sogenannten „Altmark-Rechtsprechung“ des EuGH36 gegeben waren.
Darin  hatte  der  EuGH  vier  Voraussetzungen  formuliert,  unter  denen  ein  finanzieller
Ausgleich, der einem mit der Erfüllung von Gemeinwohlverpflichtungen betrauten Unter-
nehmen gewährt wird, keine Begünstigung und mithin keine staatliche Beihilfe darstellt.
Dass der „Zweckverband Tierkörperbeseitigung“ mit Dienstleistungen von allgemeinem
wirtschaftlichem Interesse betraut sei, begründete Deutschland vor allem mit der in der
Verbandsordnung  verankerten  Pflicht,  eine  Seuchenreservekapazität  vorzuhalten.  Bei
seiner Prüfung des Falls konzentrierte sich der EuGH auf die Behauptung Deutschlands,
das EuG habe zu Unrecht das Vorliegen der vierten Voraussetzung der „Altmark-Recht-
sprechung“ verneint. Danach ist die Höhe des erforderlichen Ausgleichs auf der Grundlage
einer Analyse der Kosten zu bestimmen, die ein durchschnittliches, gut geführtes Unter-
nehmen bei der Erfüllung der betreffenden Verpflichtungen hätte. Deutschland brachte vor,
das  EuG  habe  bei  der  Prüfung  der  vierten  Voraussetzung  die  Voraussetzungen  der
„Altmark-Rechtsprechung“ auf unzulässige Art und Weise miteinander vermengt und sei
insofern einem Zirkelschluss erlegen. Der EuGH wies dieses Vorbingen zurück. Die in der
„Altmark-Rechtsprechung“ formulierten Voraussetzungen haben jeweils eine eigene Ziel-
setzung und sind voneinander zu trennen. Dies hat das EuG beachtet. Einen Rechtsfehler
des EuG bei der Prüfung des vierten „Altmark“-Kriteriums vermochte der EuGH daher
nicht  festzustellen.  Da  die  Voraussetzungen  der  „Altmark-Rechtsprechung“  kumulativ
vorliegen müssen, um eine Begünstigung im Sinne von Art.  107 Abs. 1 AEUV auszu-
schließen, konnte der EuGH auf die Überprüfung der Anwendung der anderen drei Voraus-
setzungen durch das EuG verzichten und das Rechtsmittel Deutschlands zurückweisen.

Öffentliches Auftragswesen

Auch in der Rechtssache C-51/1537 ging es um die Anwendung des Unionsrechts auf einen
Zweckverband, nämlich auf den „Zweckverband Abfallwirtschaft Region Hannover“. Das
Ausgangsverfahren betraf die Frage, ob die Gründung eines Zweckverbands durch zwei
Gebietskörperschaften – die Region Hannover und die Landeshauptstadt Hannover – als
„öffentlicher  Auftrag“ im Sinne des  EU-Vergaberechts38 eingeordnet werden kann.  Der
EuGH lehnte dies  grundsätzlich ab,  stellte  jedoch bestimmte Anforderungen.  Zunächst
erinnerte er daran, dass die Aufteilung der Zuständigkeiten innerhalb eines Mitgliedstaats
unter dem Schutz von Art. 4 Abs. 2 EUV steht, der die Union verpflichtet, die nationale
Identität der Mitgliedstaaten zu achten. Allerdings sind nur solche Änderungen der Zustän-

34 Vgl. Art. 17 Abs. 1 der aktuellen Verordnung (EU) 2015/1589 des Rates vom 13. Juli 2015 über beson -
dere Vorschriften für die Anwendung von Artikel 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen
Union, in: Amtsblatt der EU, Nr. L 248, 24. September 2015, S. 9, der Art. 15 Abs. 1 der Vorgängerverord-
nung Nr. 659/1999 entspricht.

35 EuG: Urteil vom 16. Juli 2014, ECLI:EU:T:2014:675, Deutschland/Kommission.
36 Vgl.  Siegfried  Magiera/Matthias  Niedobitek:  Gerichtshof,  in:  Werner  Weidenfeld/Wolfgang  Wessels

(Hrsg.): Jahrbuch der Europäischen Integration 2003/2004, Baden-Baden 2004, S. 97-98.
37 EuGH: Urteil vom 21. Dezember 2016, ECLI:EU:C:2016:985, Remondis/Region Hannover.
38 Vgl. die Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über

die öffentliche Auftragsvergabe […], in: Amtsblatt der EU, Nr. L 94, 28. März 2014, S. 65.
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digkeitsordnung vom Anwendungsbereich des öffentlichen Auftragswesens ausgenommen,
die mit einer echten Zuständigkeitsübertragung einhergehen. Die neu gegründete Körper-
schaft muss daher die Möglichkeit  haben, selbständig und eigenverantwortlich von der
Kompetenz Gebrauch zu machen und über finanzielle  Unabhängigkeit  verfügen.  Wenn
diese Voraussetzungen gegeben sind, schadet es nicht, dass die neu gegründete Körper-
schaft, wie es der internen Ordnung des Mitgliedstaats entspricht, auf dem Markt tätig
werden kann.

Datenschutz

Für den Zugriff auf Websites weisen Internetzugangsanbieter den Computern sogenannte
IP-Adressen zu, das heißt Ziffernfolgen, die statisch – also unveränderlich – oder dyna-
misch  –  also  mit  jeder  einzelnen  Internetverbindung  unterschiedlich  –  sein  können.
Während es statische IP-Adressen erlauben, einen unmittelbaren Zusammenhang zwischen
einem bestimmten Computer  und einem Netzanschluss  herzustellen,  ist  dies  bei  dyna-
mischen IP-Adressen nicht möglich. Vielmehr sind zur Identifikation des Nutzers ergän-
zende Informationen des Internetanbieters nötig. In der Rechtssache C-582/1439 ging es
um die Frage, ob und inwieweit dynamische IP-Adressen „personenbezogene Daten“ im
Sinne der Richtlinie 95/4640 darstellen. Der EuGH stellte darauf ab, dass die Richtlinie
95/46 auch eine indirekt identifizierbare Person als bestimmbar einordnet. Die Einstufung
als „personenbezogenes Datum“ erfordert daher nicht, dass sich alle zur Identifizierung
der betreffenden Person erforderlichen Informationen in den Händen einer einzigen Person
befinden. Vielmehr ist eine dynamische IP-Adresse dann als „personenbezogenes Datum“
anzusehen, wenn die Heranziehung des Internetanbieters – wie dies im 26. Erwägungs-
grund der Richtlinie formuliert ist – „vernünftigerweise“ eingesetzt werden kann, um die
Person des Nutzers zu bestimmen.
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